
Synopse

Teilrevision des Gesetzes über die Staats- und Gemeindesteuern

Änderung des Gesetzes über die Staats- und Gemeindesteuern

Der Kantonsrat von Solothurn

gestützt auf Artikel 131 bis 134 der Verfassung des Kantons Solothurn (KV) vom 
8. Juni 19861)

nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates

beschliesst:

I.

Der Erlass Gesetz über die Staats- und Gemeindesteuern (Steuergesetz) vom 
1. Dezember 1985 (Stand 1. Januar 2014) wird wie folgt geändert:

§  14
III. Besondere Verhältnisse bei der Einkommens- und Vermögenssteuer
1. Ehegatten; Kinder unter elterlicher Sorge

1 Einkommen und Vermögen von Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich un-
getrennter Ehe leben, werden ohne Rücksicht auf den Güterstand zusammenge-
rechnet.

1bis Leben Ehegatten in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe, hat jedoch der
eine Ehegatte seinen Wohnsitz in einem anderen Kanton oder im Ausland, wird 
für die Bestimmung des Steuersatzes auf das gesamte Einkommen und Vermö-
gen beider Ehegatten abgestellt. Im übrigen wird der Umfang der Steuerpflicht 
unter Vorbehalt der Doppelbesteuerungsabkommen nach den Grundsätzen über 
das Verbot der interkantonalen Doppelbesteuerung abgegrenzt.

1) BGS 111.1.
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2 Einkommen und Vermögen von Kindern unter elterlicher Sorge werden bis zum 
Beginn des Jahres, in dem sie mündig werden, dem Inhaber der elterlichen Sor-
ge zugerechnet. Steht die elterliche Sorge Eltern, die nicht zusammen veranlagt 
werden, gemeinsam zu, wird das Einkommen und Vermögen der Kinder jenem 
Elternteil zugerechnet, der den Kinderabzug nach § 43 Absatz 1 Buchstabe a be-
anspruchen kann.

2 Einkommen und Vermögen von Kindern unter elterlicher Sorge werden bis zum 
Beginn des Jahres, in dem sie volljährig werden, dem Inhaber der elterlichen 
Sorge zugerechnet. Steht die elterliche Sorge Eltern, die nicht zusammen veran-
lagt werden, gemeinsam zu, wird das Einkommen und Vermögen der Kinder je-
nem Elternteil zugerechnet, der den Kinderabzug nach § 43 Absatz 1 Buchstabe 
a beanspruchen kann.

3 Selbständig besteuert werden

a) Kinder für Erwerbs- und Ersatzeinkommen sowie für Grundstückgewinne;

b) Unmündige, die nicht unter elterlicher Sorge stehen. b) Minderjährige, die nicht unter elterlicher Sorge stehen.

§  20
7. Besteuerung nach dem Aufwand

1 Natürliche Personen, die erstmals oder nach mindestens zehnjähriger Landes-
abwesenheit im Kanton steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt nehmen und 
in der Schweiz keine Erwerbstätigkeit ausüben, haben das Recht, bis zum Ende 
der laufenden Steuerperiode anstelle der Einkommens- und Vermögenssteuer 
eine Steuer nach dem Aufwand zu entrichten.

1 Natürliche Personen haben das Recht, anstelle der Einkommens- und Vermö-
genssteuer eine Steuer nach dem Aufwand zu entrichten, wenn sie

a) nicht das Schweizer Bürgerrecht haben,

b) erstmals oder nach mindestens zehnjähriger Unterbrechung unbeschränkt 
steuer-pflichtig (§ 8) sind und

c) in der Schweiz keine Erwerbstätigkeit ausüben.

2 Sind diese Personen nicht Schweizer Bürger, so steht ihnen das Recht auf Ent-
richtung der Steuer nach dem Aufwand auch weiterhin zu.

2 Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, müssen bei-
de die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllen.

3 Die Steuer wird nach dem Aufwand des Steuerpflichtigen und seiner Familie be-
messen und nach dem ordentlichen Steuertarif berechnet. Sie muss aber min-
destens gleich hoch angesetzt werden wie die nach dem ordentlichen Tarif be-
rechneten Steuern vom schweizerischen Vermögen und vom gesamten Bruttobe-
trag

3 Die Einkommenssteuer wird nach den jährlichen, in der Bemessungsperiode im 
In- und Ausland entstandenen Lebenshaltungskosten der steuerpflichtigen Per-
son und der von ihr unterhaltenen Personen bemessen und nach dem ordentli-
chen Tarif (§ 44 Absatz 1 und 2) berechnet.

a) der Einkünfte aus dem in der Schweiz gelegenen unbeweglichen Vermögen; a) Aufgehoben.
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b) der Einkünfte aus dem in der Schweiz angelegten beweglichen Kapitalvermö-
gen mit Einschluss der grundpfändlich gesicherten Forderungen sowie aus der 
in der Schweiz gelegenen Fahrnis;

b) Aufgehoben.

c) der Einkünfte aus den in der Schweiz verwerteten Urheberrechten, Patenten 
und ähnlichen Rechten;

c) Aufgehoben.

d) der Ruhegehälter, Renten und Pensionen, die aus schweizerischen Quellen 
fliessen;

d) Aufgehoben.

e) der Einkünfte, für die der Steuerpflichtige aufgrund eines von der Schweiz ab-
geschlossenen Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung gänzlich 
oder teilweise von ausländischen Steuern entlastet wird.

e) Aufgehoben.

4 Der Regierungsrat erlässt die zur Erhebung der Steuer nach dem Aufwand er-
forderlichen Vorschriften. Er kann eine von Absatz 3 abweichende Steuerbemes-
sung und Steuerberechnung vorsehen, wenn dies erforderlich ist, um den in den 
Absätzen 1 und 2 erwähnten Steuerpflichtigen die Entlastung von den Steuern 
eines ausländischen Staates zu ermöglichen, mit dem die Schweiz ein Abkom-
men zur Vermeidung der Doppelbesteuerung abgeschlossen hat.

4 Die massgebenden Lebenshaltungskosten betragen

a) für Steuerpflichtige mit eigenem Haushalt: das Siebenfache des jährlichen 
Mietzinses oder des Mietwerts nach § 28,

b) für die übrigen Steuerpflichtigen: das Dreifache des jährlichen Pensionspreises
für Unterkunft und Verpflegung am Ort des Aufenthalts nach § 8,

c) mindestens jedoch 400 000 Franken.

5 Die Vermögenssteuer wird nach einem steuerbaren Vermögen bemessen, das 
mindestens dem Zwanzigfachen der Bemessungsgrundlage von Absatz 3 und 4 
entspricht. Sie wird nach dem ordentlichen Tarif (§ 72) berechnet.

6 Die Steuer nach dem Aufwand muss mindestens gleich hoch sein wie die Sum-
me der nach den ordentlichen Tarifen berechneten Einkommens- und Vermö-
genssteuern vom gesamten Bruttobetrag
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a) des in der Schweiz gelegenen unbeweglichen Vermögens und von dessen Ein-
künften,

b) der in der Schweiz gelegenen Fahrnis und von deren Einkünften,

c) des in der Schweiz angelegten beweglichen Kapitalvermögens, einschliesslich 
der grundpfändlich gesicherten Forderungen, und von dessen Einkünften,

d) der in der Schweiz verwerteten Urheberrechte, Patente und ähnlichen Rechte 
und von deren Einkünften,

e) der Ruhegehälter, Renten und Pensionen, die aus schweizerischen Quellen 
fliessen,

f) der Einkünfte, für die die steuerpflichtige Person aufgrund eines von der 
Schweiz abgeschlossenen Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung gänzliche oder teilweise Entlastung von ausländischen Steuern bean-
sprucht.

7 Werden Einkünfte aus einem Staat nur dann von dessen Steuern entlastet, 
wenn die Schweiz diese Einkünfte allein oder mit anderen Einkünften zum Satz 
des Gesamteinkommens besteuert, so wird die Steuer nicht nur nach den in Ab-
satz 6 bezeichneten Einkünften, sondern auch nach allen aufgrund des betreffen-
den Doppelbesteuerungsabkommens der Schweiz zugewiesenen Einkommens-
bestandteilen aus dem Quellenstaat bemessen.

8 Der Regierungsrat erlässt die zur Erhebung der Steuer nach dem Aufwand er-
forderlichen Vorschriften.

§  22
2. Unselbständige Erwerbstätigkeit
a) Grundsatz

1 Steuerbar sind alle Einkünfte aus privatrechtlichem oder öffentlich-rechtlichem 
Arbeitsverhältnis mit Einschluss der Nebeneinkünfte wie Entschädigungen für 
Sonderleistungen, Tag- und Sitzungsgelder, Provisionen, Zulagen, Dienstalters- 
und Jubiläumsgeschenke, Gratifikationen, Trinkgelder, Tantiemen, geldwerte Vor-
teile aus Mitarbeiterbeteiligungen und andere geldwerte Vorteile, soweit sie nicht 
Auslagenersatz darstellen.
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1bis Die vom Arbeitgeber getragenen Kosten der berufsorientierten Aus- und Wei-
terbildung, einschliesslich Umschulungskosten, stellen unabhängig von deren 
Höhe keinen anderen geldwerten Vorteil im Sinne von Absatz 1 dar.

2 …

3 Kapitalabfindungen bei Beendigung eines Dienstverhältnisses werden nach § 
46 besteuert.

§  31
8. Übrige Einkünfte

1 Steuerbar sind auch

a) alle sonstigen Einkünfte, die an die Stelle der Einkünfte aus Erwerbstätigkeit 
treten, mit Einschluss der Leistungen aus der Erwerbsersatzordnung;

b) einmalige oder wiederkehrende Zahlungen bei Tod sowie für bleibende körper-
liche oder gesundheitliche Nachteile;

c) Entschädigungen für die Aufgabe oder Nichtausübung einer Tätigkeit;

d) Entschädigungen für die Nichtausübung eines Rechts;

e) Einkünfte aus Lotterien und ähnlichen Veranstaltungen, ausgenommen die 
Gewinne in Spielbanken gemäss § 32 Buchstabe m.

e) die einzelnen Gewinne von über 1'000 Franken aus Lotterien und ähnlichen 
Veranstaltungen, ausgenommen die Gewinne in Spielbanken gemäss § 32 
Buchstabe m.

f) Unterhaltsbeiträge, die ein Steuerpflichtiger bei Scheidung oder Trennung sei-
ner Ehe unter den Voraussetzungen von § 14 Absatz 1 für sich erhält, sowie 
Unterhaltsbeiträge, die ein Elternteil für die unter seiner elterlichen Sorge ste-
henden Kinder erhält.

§  32
II. Steuerfreie Einkünfte

1 Steuerfrei sind
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a) Vermögensanfall infolge Erbschaft, Vermächtnis, Schenkung oder güterrechtli-
cher Auseinandersetzung;

b) Vermögensanfall aus rückkaufsfähiger privater Kapitalversicherung, ausge-
nommen aus Freizügigkeitspolicen; § 26 Absatz 1 Buchstabe a bleibt vorbehal-
ten;

c) Kapitalleistungen, die bei Stellenwechsel vom Arbeitgeber oder von Einrichtun-
gen der beruflichen Vorsorge ausgerichtet werden, soweit sie der Empfänger in 
der Regel innert Jahresfrist zum Einkauf in eine steuerbefreite Einrichtung der 
beruflichen Vorsorge in der Schweiz oder zum Erwerb einer Freizügigkeitspoli-
ce verwendet;

d) Unterstützungen aus öffentlichen oder privaten Mitteln, insbesondere Stipendi-
en zu Studien- oder Ausbildungszwecken;

e) Leistungen in Erfüllung familienrechtlicher Verpflichtungen und Ersatzleistun-
gen hiefür, ausgenommen die Unterhaltsbeiträge gemäss § 31 Buchstabe f;

f) der Sold für Militär- und Schutzdienst, das Taschengeld für Zivildienst sowie der
Sold der Milizfeuerwehrleute bis zu 10'000 Franken jährlich für Dienstleistungen
im Zusammenhang mit der Erfüllung der Kernaufgaben der Feuerwehr, wie 
Übungen, Pikettdienste, Kurse, Inspektionen und Ernstfalleinsätze zur Rettung, 
Brandbekämpfung, allgemeinen Schadenwehr und Elementarschadenbewälti-
gung; steuerbar sind jedoch Pauschalzulagen für Kader sowie Funktionszula-
gen und Entschädigungen für administrative Arbeiten und für Dienstleistungen, 
welche die Feuerwehr freiwillig erbringt;

g) Genugtuungsleistungen;

h) der Erlös aus Bezugsrechten, sofern die Vermögensrechte zum Privatvermö-
gen gehören;

i) Einkünfte, die aufgrund der Bundesgesetzgebung über Ergänzungsleistungen 
zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung anfallen;

k) Zahlungen für die Deckung von Heilungskosten;
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l) Zahlungen für Sachschäden im beweglichen Privatvermögen;

m) die bei Glücksspielen in Spielbanken gemäss Bundesgesetz über Glücksspie-
le und Spielbanken1) erzielten Gewinne.

m) die bei Glücksspielen in Spielbanken gemäss Bundesgesetz über Glücksspie-
le und Spielbanken2) erzielten Gewinne sowie die einzelnen Gewinne bis zu ei-
nem Betrag von 1‘000 Franken aus Lotterien und ähnlichen Veranstaltungen.

§  33
III. Ermittlung des Reineinkommens
1. Bei unselbständiger Erwerbstätigkeit

1 Als Berufskosten werden abgezogen

a) die notwendigen Kosten für Fahrten zwischen Wohn- und Arbeitsstätte;

b) die notwendigen Mehrkosten für Verpflegung ausserhalb der Wohnstätte und 
bei Schichtarbeit;

c) die übrigen für die Ausübung des Berufes erforderlichen Kosten; c) die übrigen für die Ausübung des Berufes erforderlichen Kosten;§ 41 Absatz 1 
Buchstabe p bleibt vorbehalten.

d) die mit dem Beruf zusammenhängenden Weiterbildungs- und Umschulungs-
kosten, nicht jedoch Ausbildungskosten.

d) Aufgehoben.

2 Für die Berufskosten gemäss Absatz 1 Buchstaben a - c legt der Regierungsrat 
Pauschalansätze fest; im Falle von Absatz 1 Buchstaben a und c steht dem Steu-
erpflichtigen der Nachweis höherer Kosten offen.

2 Für die Berufskosten gemäss Absatz 1 legt der Regierungsrat Pauschalansätze 
fest; im Falle von Buchstabe c steht dem Steuerpflichtigen der Nachweis höherer
Kosten offen.

§  34
2. Bei selbständiger Erwerbstätigkeit
a) Im allgemeinen

1 Selbständig Erwerbende können die geschäfts- oder berufsmässig begründeten
Kosten abziehen, insbesondere

a) die Abschreibungen, Rückstellungen und Rücklagen nach § 35;

b) die eingetretenen und verbuchten Verluste auf Geschäftsvermögen;

1) SR 935.52.
2) SR 935.52.
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c) die Zuwendungen an steuerbefreite Einrichtungen der beruflichen Vorsorge zu-
gunsten des eigenen Personals, sofern jede zweckwidrige Verwendung ausge-
schlossen ist.

d) Zinsen auf Geschäftsschulden sowie Zinsen, die auf Beteiligungen nach § 24 
Absatz 5 entfallen.

d) Zinsen auf Geschäftsschulden sowie Zinsen, die auf Beteiligungen nach § 24 
Absatz 5 entfallen;

e) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-
schulungskosten, des eigenen Personals.

2 Nicht abziehbar sind Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinne des schwei-
zerischen Strafrechts an schweizerische oder ausländische Amtsträger.

§  41
5. Allgemeine Abzüge

1 Von den Einkünften werden abgezogen

a) die privaten Schuldzinsen im Umfang der nach den §§ 26 bis 27 steuerbaren 
Vermögenserträge und weiterer 50'000 Franken; davon ausgenommen sind die
Schuldzinsen für Darlehen, die eine Kapitalgesellschaft einer an ihrem Kapital 
massgeblich beteiligten oder ihr sonst nahestehenden natürlichen Person zu 
Bedingungen gewährt, die erheblich von den im Geschäftsverkehr unter Dritten 
üblichen Bedingungen abweichen;

b) die dauernden Lasten sowie 40% der bezahlten Leibrenten;

c) 1000 Franken vom niedrigeren Erwerbseinkommen bei in rechtlich und tat-
sächlich ungetrennter Ehe lebenden Ehegatten, wenn beide Ehegatten unab-
hängig voneinander ein Erwerbseinkommen erzielen; ein gleicher Abzug ist zu-
lässig bei erheblicher Mitarbeit eines Ehegatten im Beruf, Geschäft oder 
Gewerbe des andern Ehegatten;

d) die nachgewiesenen Kosten für die Drittbetreuung von Kindern, die das 14. Al-
tersjahr noch nicht vollendet haben und die mit der steuerpflichtigen Person, die
für ihren Unterhalt sorgt, im gleichen Haushalt leben, soweit diese Kosten in di-
rektem Zusammenhang mit der Erwerbstätigkeit, Ausbildung oder Erwerbsunfä-
higkeit der steuerpflichtigen Person stehen, höchstens jedoch 6'000 Franken je 
Kind;



- 9 -

e) …

f) die laufenden Unterhaltsbeiträge an den geschiedenen oder den unter den Vor-
aussetzungen von § 14 Absatz 1 getrennten Ehegatten sowie die Unterhaltsbei-
träge an den andern Elternteil für die unter dessen elterlicher Sorge stehenden 
Kinder, nicht jedoch Leistungen in Erfüllung anderer familienrechtlicher Unter-
halts- oder Unterstützungspflichten;

g) die gesetzlichen Beiträge an die eidgenössische Alters- und Hinterlassenenver-
sicherung, Invalidenversicherung, Arbeitslosenversicherung, obligatorische Un-
fallversicherung und Erwerbsersatzordnung;

h) die von Arbeitnehmern und Selbständigerwerbenden nach Gesetz, Statut oder 
Reglement geleisteten Einlagen, Prämien und Beiträge zum Erwerb von An-
sprüchen aus Einrichtungen der beruflichen Vorsorge nach Massgabe des Bun-
desrechts; der Regierungsrat erlässt, soweit erforderlich, ergänzende Bestim-
mungen, insbesondere über den Einkauf von Beitragsjahren;

i) Einlagen, Prämien und Beiträge zum Erwerb von vertraglichen Ansprüchen aus 
anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge im Sinne und im Umfang 
von Artikel 82 des Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- 
und Invalidenvorsorge vom 25. Juni 19821);

k) die nachgewiesenen Krankheits- und Unfallkosten des Steuerpflichtigen und 
der von ihm unterhaltenen Personen, soweit der Steuerpflichtige die Kosten 
selber trägt und diese 5% des Reineinkommens übersteigen;

l) die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten, wenn sie 
im Jahr insgesamt 100 Franken erreichen, höchstens jedoch 20 % der um die 
Aufwendungen (§§ 33-41) verminderten Einkünfte,

1. an juristische Personen mit Sitz in der Schweiz, die im Hinblick auf ihre öffentli-
chen oder gemeinnützigen Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind (§ 90 Ab-
satz 1 Buchstabe i), sowie

2. an Bund, Kantone, Gemeinden und ihre Anstalten (§ 90 Absatz 1 Buchstaben 
a-c);

1) SR 831.40.
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m) die behinderungsbedingten Kosten des Steuerpflichtigen oder der von ihm un-
terhaltenen Personen mit Behinderungen im Sinne des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes vom 13. Dezember 2002, soweit der Steuerpflichtige die Kosten 
selber trägt.

n) die Mitgliederbeiträge und Zuwendungen bis zum Gesamtbetrag von 
20'000 Franken an politische Parteien, die im Parteiregister nach Artikel 76a 
des Bundesgesetzes über die politischen Rechte vom 17. Dezember 19761) 
eingetragen oder in einem kantonalen Parlament vertreten sind oder in einem 
Kanton bei den letzten Wahlen des kantonalen Parlaments mindestens 3 % der
Stimmen erreicht haben.

n) die Mitgliederbeiträge und Zuwendungen bis zum Gesamtbetrag von 
20'000 Franken an politische Parteien, die im Parteiregister nach Artikel 76a 
des Bundesgesetzes über die politischen Rechte vom 17. Dezember 19762) 
eingetragen oder in einem kantonalen Parlament vertreten sind oder in einem 
Kanton bei den letzten Wahlen des kantonalen Parlaments mindestens 3 % der
Stimmen erreicht haben;

o) von den einzelnen Gewinnen aus Lotterien oder ähnlichen Veranstaltungen (§ 
31 Buchstabe e) werden 5 %, jedoch höchstens 5‘000 Franken, als Einsatzkos-
ten abgezogen;

p) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich der 
Umschulungskosten, bis zum Gesamtbetrag von 12‘000 Franken, sofern

1. ein erster Abschluss auf der Sekundarstufe II vorliegt, oder

2. das 20. Lebensjahr vollendet ist und es sich nicht um die Ausbildungskosten 
bis zum ersten Abschluss auf der Sekundarstufe II handelt.

2 Abziehbar sind ferner die Einlagen, Prämien und Beiträge für Lebensversiche-
rungen, Kranken- und Unfallversicherung, die nicht unter Absatz 1 Buchstabe g 
fallen,

a) bis zu 5'000 Franken für Steuerpflichtige, die in rechtlich und tatsächlich unge-
trennter Ehe leben;

b) bis zu 2'500 Franken für alle andern Steuerpflichtigen;

c) zusätzlich bis zu 650 Franken für jedes Kind, für das ein Abzug nach § 43 Ab-
satz 1 Buchstabe a gewährt wird.

1) SR 161.1.
2) SR 161.1.
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Diesen Leistungen sind Zinsen von Sparkapitalien des Steuerpflichtigen und der 
von ihm in der Steuerpflicht vertretenen Personen gleichgestellt.

3 Für Steuerpflichtige, die keine Einlagen, Prämien oder Beiträge im Sinne von 
Absatz 1 Buchstabe h oder i leisten, erhöhen sich die Abzüge nach Absatz 2 um 
die Hälfte.

4 Nicht abziehbar sind die übrigen Kosten und Aufwendungen, insbesondere

a) die Aufwendungen für den Unterhalt des Steuerpflichtigen und seiner Familie, 
unter Einschluss der Wohnungsmiete;

b) der durch die berufliche Stellung des Steuerpflichtigen bedingte Privataufwand;

c) die Ausgaben für Bussen in Disziplinar-, Steuer- und Strafverfahren sowie die 
Kosten solcher Verfahren;

d) die Aufwendungen für Schuldentilgung;

e) die Aufwendungen für die Anschaffung, Herstellung oder Wertvermehrung von 
Vermögensgegenständen;

f) Einkommens-, Grundstückgewinn- und Vermögenssteuern von Bund, Kantonen
und Gemeinden und gleichartige ausländische Steuern;

g) Kapitalverluste auf Privatvermögen.

§  43
IV. Sozialabzüge

1 Vom Reineinkommen werden abgezogen
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a) 6'000 Franken für jedes minderjährige oder in beruflicher Ausbildung stehende 
Kind, für dessen Unterhalt der Steuerpflichtige sorgen muss. Der Abzug kann 
nicht beansprucht werden für Kinder, für die der Steuerpflichtige Unterhaltsbei-
träge nach § 41 Absatz 1 Buchstabe f leistet. Bei getrennt besteuerten Eltern 
steht der Abzug dem Elternteil zu, der die elterliche Sorge innehat. Üben sie die
elterliche Sorge gemeinsam aus und werden keine Unterhaltsbeiträge nach 
§ 41 Absatz 1 Buchstabe f für das Kind geltend gemacht, wird der Abzug hälftig 
auf die beiden Eltern aufgeteilt. Ist das Kind mündig, hat derjenige Elternteil An-
spruch auf den Abzug, der für den Unterhalt des Kindes überwiegend auf-
kommt.

a) 6'000 Franken für jedes minderjährige oder in beruflicher Ausbildung stehende 
Kind, für dessen Unterhalt der Steuerpflichtige sorgen muss. Der Abzug kann 
nicht beansprucht werden für Kinder, für die der Steuerpflichtige Unterhaltsbei-
träge nach § 41 Absatz 1 Buchstabe f leistet. Bei getrennt besteuerten Eltern 
steht der Abzug dem Elternteil zu, der die elterliche Sorge innehat. Üben sie die
elterliche Sorge gemeinsam aus und werden keine Unterhaltsbeiträge nach 
§ 41 Absatz 1 Buchstabe f für das Kind geltend gemacht, wird der Abzug hälftig 
auf die beiden Eltern aufgeteilt. Ist das Kind volljährig, hat derjenige Elternteil 
Anspruch auf den Abzug, der für den Unterhalt des Kindes überwiegend auf-
kommt.

b) …

c) …

d) 2'000 Franken für jede erwerbsunfähige oder beschränkt erwerbsfähige und 
unterstützungsbedürftige Person, an deren Unterhalt der Steuerpflichtige min-
destens in der Höhe des Abzuges beiträgt. Der Abzug kann nicht beansprucht 
werden für den Ehegatten und für Kinder, für die ein Abzug nach Buchstabe a 
oder nach § 41 Absatz 1 Buchstabe f gewährt wird, sowie für Personen mit 
Wohnsitz im Ausland, für die keine Unterstützungspflicht im Sinne von Artikel 
328 ZGB1) besteht.

e) 4'200 Franken für jede dauernd pflegebedürftige Person, die im Haushalt des 
Steuerpflichtigen lebt. Der Abzug kann nicht beansprucht werden für den Steu-
erpflichtigen, seinen Ehegatten oder seine Kinder.

f) Bis 5'000 Franken für jede selbständig steuerpflichtige Person mit ungenügen-
dem Reineinkommen, die selbst oder deren Ehegatte zum Bezug einer Rente 
der eidgenössischen Alters- und Hinterlassenen- oder Invalidenversicherung 
berechtigt ist.

g) 4'200 Franken für Werkstudenten. g) Aufgehoben.

1) SR 210.
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h) 7‘000 Franken für verwitwete, getrennt lebende, geschiedene und ledige Steu-
erpflichtige, die mit eigenen Kindern, für die ein Abzug nach Buchstabe a 
gewährt wird, zusammen leben und deren Unterhalt zur Hauptsache bestreiten;
verwitwete Steuerpflichtige können den Abzug im Jahr des Todes des Ehegat-
ten und in den beiden darauf folgenden Jahren nicht beanspruchen.

2 Die Sozialabzüge werden nach den Verhältnissen am Ende der Steuerperiode 
oder der Steuerpflicht festgesetzt. Besteht die Steuerpflicht nur während eines 
Teils der Steuerperiode, werden die Sozialabzüge anteil-mässig gewährt; für die 
Bestimmung des Steuersatzes werden sie voll angerechnet.

3 Bei teilweiser Steuerpflicht werden die Sozialabzüge anteilmässig gewährt.

§  44
V. Steuerberechnung
1. Steuersätze

1 Die Einkommenssteuer für ein Jahr beträgt

Tabelle

Für Einkommen ab 310‘000 Franken beträgt die Steuer 10,50% des gesamten 
Einkommens.

2 Für die Bestimmung des Steuersatzes wird das gesamte Einkommen durch den
Divisor 1,9 geteilt

a) für in ungetrennter Ehe lebende Steuerpflichtige,

b) für verwitwete, getrennt lebende, geschiedene und ledige Steuerpflichtige, die 
mit Kindern, für die ein Abzug nach § 43 Absatz 1 Buchstabe a gewährt wird, 
oder mit unterstützungsbedürftigen Personen zusammen leben und deren Un-
terhalt zur Hauptsache bestreiten,

b) Aufgehoben.

c) für verwitwete Steuerpflichtige im Jahr des Todes des Ehegatten und in den 
beiden darauf folgenden Jahren.

3 …
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4 Die Steuersätze gemäss Absatz 1 und 2 werden aufgrund der Verhältnisse am 
Ende der Steuerperiode oder der Steuerpflicht festgelegt.

§  45
2. Teuerung und kalte Progression

1 Der Regierungsrat passt bei jedem Anstieg der Teuerung um 5% seit Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes oder seit der letzten Anpassung die Tarifstufen in § 44, die 
allgemeinen Abzüge in § 41 und die Sozialabzüge in § 43 dem Stand des 
Landesindexes der Konsumentenpreise an.

1 Der Regierungsrat passt bei jedem Anstieg der Teuerung um 5% seit Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes oder seit der letzten Anpassung die Tarifstufen in § 44, die 
allgemeinen Abzüge in § 41 und die Sozialabzüge in § 43 sowie den Mindestbe-
trag in § 20 Absatz 4 dem Stand des Landesindexes der Konsumentenpreise an.

2 Massgebend ist der Indexstand ein Jahr vor Beginn der Steuerperiode, erstmals
am 31. Dezember 2008; die Anpassung erfolgt frühestens auf die Steuerperiode 
2010.

§  47
b) Kapitalleistungen, Kapitalzahlungen und Liquidationsgewinne mit Vorsorgecharakter

§  47
b) Kapitalleistungen und Kapitalzahlungen

1 Von den übrigen Einkünften werden ausgeschieden und gesondert besteuert

a) Kapitalleistungen nach § 30;

b) Kapitalzahlungen, die bei Tod oder für bleibende körperliche oder gesundheitli-
che Nachteile ausgerichtet werden;

c) …

2 Mehrere Einkünfte nach Absatz 1 werden zusammengerechnet. Sie unterliegen 
zusammen einer vollen Jahressteuer. Ist eine Veranlagung für Einkünfte nach 
Absatz 1 des gleichen Jahres bereits rechtskräftig, wird sie durch die neue Ver-
anlagung aller Einkünfte ersetzt. Die Steuer beträgt ein Viertel der nach § 44 be-
rechneten Steuer.

2 Mehrere Einkünfte nach Absatz 1 im gleichen und darauf folgenden Jahr wer-
den zusammengerechnet. Sie unterliegen zusammen einer vollen Jahressteuer. 
Ist eine Veranlagung für Einkünfte nach Absatz 1 des gleichen Jahres oder des 
Vorjahres bereits rechtskräftig, wird sie durch die neue Veranlagung aller Ein-
künfte ersetzt. Die Steuer beträgt ein Viertel der nach § 44 berechneten Steuer, 
mindestens jedoch 1 % der steuerbaren Einkünfte für die in § 44 Absatz 2 ge-
nannten Steuerpflichtigen und 1.5 % für die übrigen Steuerpflichtigen.

3 Die Sozialabzüge nach § 43 werden nicht gewährt.
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4 Die Steuer wird nach Massgabe des Gesamtsteuerfusses des Staates, der Ein-
wohner- und der Kirchgemeinde berechnet und zwischen dem Staat und diesen 
Gemeinden entsprechend aufgeteilt.

5 …

§  67
4. Wertpapiere, Forderungs- und Beteiligungsrechte im Privatvermögen

1 Für Wertpapiere, Forderungs- und Beteiligungsrechte mit Kurswert gilt dieser 
als Verkehrswert.

2 Für Wertpapiere, Forderungs- und Beteiligungsrechte ohne Kurswert ist der 
Verkehrswert zu schätzen, wobei für Beteiligungsrechte der Ertrags- und Sub-
stanzwert des Unternehmens angemessen zu berücksichtigen sind.

2bis Bei Mitarbeiterbeteiligungen, die im Zeitpunkt des Erwerbs als Einkommen be-
steuert werden, wird einer Sperrfrist mit einem angemessenen Einschlag vom 
Verkehrswert Rechnung getragen.

2ter Gesperrte oder nicht börsenkotierte Mitarbeiteroptionen sowie unechte Mitar-
beiterbeteiligungen unterliegen nicht der Vermögenssteuer, sind jedoch ab Zutei-
lung im Wertschriftenverzeichnis aufzuführen.

3 Ist die Summe der Erträge aus Wertpapieren, Forderungs- und Beteiligungs-
rechten in der Steuerperiode, kapitalisiert zu dem am Ende der Steuerperiode 
geltenden durchschnittlichen Zinssatz für Spareinlagen, niedriger als der Ver-
kehrswert, so gilt das Mittel beider Werte als Vermögenssteuerwert.

3 Aufgehoben.

4 Bei Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz ist die 
Wertdifferenz zwischen den Gesamtaktiven der kollektiven Kapitalanlage und ih-
rem direktem Grundbesitz steuerbar.

§  71
IV. Steuerberechnung
1. Sozialabzüge

1 Für die Steuerberechnung werden vom Reinvermögen abgezogen
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a) 100’000 Franken für in ungetrennter Ehe lebende Steuerpflichtige sowie für 
verwitwete, getrennt lebende, geschiedene und ledige Steuerpflichtige, die al-
lein mit Kindern zusammenleben, für die ein Abzug nach § 43 Absatz 1 Buch-
stabe a gewährt wird;

b) 60'000 Franken für die andern Steuerpflichtigen;

c) 20'000 Franken für jedes Kind und jede erwerbsunfähige oder beschränkt er-
werbsfähige Person, für die ein Abzug nach § 43 Absatz 1 Buchstabe a oder d 
gewährt wird, die Hälfte, wenn der Abzug nach § 43 Absatz 1 Buchstabe a auf 
die Eltern aufgeteilt wird.

2 Für Steuerpflichtige mit ungenügendem Reineinkommen und einem Reinvermö-
gen von nicht mehr als 200’000 Franken, die oder deren Ehegatten erwerbsunfä-
hig oder beschränkt erwerbsfähig sind, werden die Sozialabzüge verdoppelt.

2 Für Steuerpflichtige mit ungenügendem Reineinkommen und einem Reinvermö-
gen von nicht mehr als 200’000 Franken, die oder deren Ehegatten zum Bezug 
einer Rente der eidgenössischen Alters- und Hinterlassenen- oder Invalidenversi-
cherung berechtigt sind, werden die Sozialabzüge verdoppelt.

3 Die Sozialabzüge werden nach den Verhältnissen am Ende der Steuerperiode 
oder der Steuerpflicht festgesetzt.

4 Bei teilweiser Steuerpflicht werden die Sozialabzüge anteilmässig gewährt.

§  92
2. Geschäftsmässig begründeter Aufwand; Ersatzbeschaffungen

1 Zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören auch

a) eidgenössische, kantonale und kommunale Steuern, nicht aber Steuerbussen;

b) die Abschreibungen, Rückstellungen, Verluste, Zuwendungen und Rücklagen 
im Sinne von §§ 34 und 35;

c) a)Rabatte, Skonti, Umsatzbonifikationen und Rückvergütungen auf dem Ent-
gelt für Lieferungen und Leistungen sowie die zur Verteilung an die Versicher-
ten bestimmten Überschüsse von Versicherungsgesellschaften;
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d) die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten an juristi-
sche Personen mit Sitz in der Schweiz, die im Hinblick auf ihre öffentlichen oder
gemeinnützigen Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind (§ 90 Absatz 1 Buch-
stabe i) sowie an Bund, Kantone, Gemeinden und ihre Anstalten (§ 90 Absatz 1
Buchstaben a-c), soweit die Leistungen insgesamt 20% des Reingewinns nicht 
übersteigen;

e) die nachgewiesenen und unentgeltlichen Zuwendungen an politische Parteien, 
die sich im Kanton an den letzten eidgenössischen oder kantonalen Wahlen be-
teiligt haben, soweit diese Zuwendungen insgesamt 15’000 Franken nicht über-
steigen.

e) die nachgewiesenen und unentgeltlichen Zuwendungen an politische Parteien, 
die sich im Kanton an den letzten eidgenössischen oder kantonalen Wahlen be-
teiligt haben, soweit diese Zuwendungen insgesamt 15’000 Franken nicht über-
steigen;

f) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-
schulungskosten, des eigenen Personals.

2 Für Ersatzbeschaffungen gilt § 36. Beim Ersatz von Beteiligungen können die 
stillen Reserven auf eine neue Beteiligung übertragen werden, sofern die veräus-
serte Beteiligung mindestens 10 % des Grund- oder Stammkapitals oder mindes-
tens 10 % des Gewinns und der Reserven der anderen Gesellschaft ausmacht 
und diese Beteiligung während mindestens eines Jahres im Besitze der Kapital-
gesellschaft oder Genossenschaft war.

3 Nicht zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören Zahlungen von Be-
stechungsgeldern im Sinne des schweizerischen Strafrechts an schweizerische 
oder ausländische Amtsträger.

§  96
6. Abzug von Verlusten

1 Verluste aus den sieben der Steuerperiode vorangegangenen Geschäftsjahren 
können abgezogen werden, soweit sie bei der Berechnung des steuerbaren 
Reingewinnes dieser Jahre nicht berücksichtigt werden konnten.

2 Mit Leistungen zum Ausgleich einer Unterbilanz im Rahmen einer Sanierung, 
die nicht Kapitaleinlagen nach § 93 Absatz 1 Buchstabe a sind, können auch Ver-
luste verrechnet werden, die in früheren Geschäftsjahren entstanden und noch 
nicht mit Gewinn verrechnet worden sind.
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3 Verluste aus dem gewinnsteuerfreien Bereich können nicht mit Gewinnen der 
steuerbaren Sparten verrechnet werden. Ebenso ist die Verrechnung ausge-
schlossen, wenn eine bisher von der Gewinnsteuerpflicht befreite juristische Per-
son für ihre Gewinne neu ordentlich besteuert wird.

§  115quinquies

V. Rentner aus öffentlich-rechtlichem Arbeitsverhältnis

1 Im Ausland wohnhafte Empfänger von Pensionen, Ruhegehältern oder anderen
Vergütungen, die sie aufgrund eines früheren öffentlich-rechtlichen Arbeitsver-
hältnisses von einem Arbeitgeber oder einer Vorsorgeeinrichtung mit Sitz oder 
Betriebsstätte im Kanton erhalten, sind für diese Leistungen steuerpflichtig.

2 Die Steuer auf periodischen Leistungen beträgt 5% der Bruttoeinkünfte; bei Ka-
pitalleistungen wird sie nach § 47 Absatz 2 berechnet.

2 Die Steuer auf periodischen Leistungen beträgt 5% der Bruttoeinkünfte; bei Ka-
pitalleistungen legt der Regierungsrat einen einheitlichen Tarif fest. Er berück-
sichtigt dabei § 47 Absatz 2 und die direkte Bundessteuer.

§  115sexies

VI. Empfänger von privatrechtlichen Vorsorgeleistungen

1 Im Ausland wohnhafte Empfänger von Leistungen aus privatrechtlichen Einrich-
tungen der beruflichen Vorsorge oder aus anerkannten Formen der gebundenen 
Selbstvorsorge mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton sind hierfür steuerpflichtig.

2 Die Steuer auf periodischen Leistungen beträgt 5% der Bruttoeinkünfte; bei Ka-
pitalleistungen wird sie nach § 47 Absatz 2 berechnet.

2 Die Steuer auf periodischen Leistungen beträgt 5% der Bruttoeinkünfte; bei Ka-
pitalleistungen legt der Regierungsrat einen einheitlichen Tarif fest. Er berück-
sichtigt dabei § 47 Absatz 2 und die direkte Bundessteuer.

§  121
2. Organisation
a) Veranlagung der natürlichen Personen
aa) Veranlagungsbehörde

1 Für die Veranlagung der natürlichen Personen wird der Kanton in Veranla-
gungskreise eingeteilt, deren Anzahl und Umfang vom Regierungsrat bestimmt 
werden.

2 Für jeden Veranlagungskreis besteht eine Veranlagungsbehörde unter der Lei-
tung des Steuerpräsidenten.

2 Für jeden Veranlagungskreis besteht eine Veranlagungsbehörde, der ein Leiter 
vorsteht.
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3 Die Anstellung der Steuerpräsidenten und der Stellvertreter richtet sich nach der
Gesetzgebung über das Staatspersonal.

3 Aufgehoben.

4 Die Veranlagungsbehörde veranlagt die Steuern der natürlichen Personen. Den
im Gemeindesteuerreglement bezeichneten Behörden der beteiligten Einwohner-
gemeinden ist auf Begehren Akteneinsicht zu gewähren.

§  124
IV. Hilfsorgan

1 Jede Einwohnergemeinde bestellt einen Staatssteuerregisterführer.

2 Der Staatssteuerregisterführer bereitet nach Weisung des Kantonalen Steuer-
amtes und des Steuerpräsidenten die Veranlagung vor.

2 Der Staatssteuerregisterführer bereitet nach Weisung des Kantonalen Steuer-
amtes und des Leiters der Veranlagungsbehörde die Veranlagung vor.

3 Der Staatssteuerregisterführer kann der Veranlagungsbehörde Einschätzungs-
vorschläge unterbreiten.

§  133
III. Vertretung

1 Kinder werden im Steuerverfahren durch den Inhaber der elterlichen Sorge ver-
treten, soweit sie nicht selbständig steuerpflichtig sind. Der Vormund vertritt das 
Mündel.

1 Kinder werden im Steuerverfahren durch den Inhaber der elterlichen Sorge ver-
treten, soweit sie nicht selbständig steuerpflichtig sind. Der Vormund vertritt das 
bevormundete Kind.

2 Der Steuerpflichtige kann sich vor den mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrau-
ten Behörden vertreten lassen, soweit seine persönliche Mitwirkung nicht not-
wendig ist.

3 Als Vertreter wird zugelassen, wer handlungsfähig ist. Das Vertretungsverhält-
nis ist durch schriftliche Vollmacht auszuweisen. Der zur Berufsausübung zuge-
lassene Anwalt und der gesetzliche Vertreter bedürfen keines Ausweises; die Be-
hörde ist berechtigt, eine schriftliche Vollmacht zu verlangen.

4 Die Steuerbehörden können von einem Steuerpflichtigen mit Wohnsitz oder Sitz
im Ausland verlangen, dass er einen Vertreter in der Schweiz bezeichnet.

§  164bis

VI. Beschwerde an das Bundesgericht
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1 Gegen Entscheide des Kantonalen Steuergerichtes können der Steuerpflichti-
ge, das Kantonale Steueramt und die Eidgenössische Steuerverwaltung beim 
Bundesgericht Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten erheben.

1bis Die Einwohnergemeinden sind zur Beschwerde berechtigt, wenn sie am Ver-
fahren vor dem Kantonalen Steuergericht teilgenommen haben.

2 Im Verfahren betreffend Quellensteuer steht das Beschwerderecht auch dem 
Schuldner der steuerbaren Leistung zu.

3 Im Übrigen gilt für das Beschwerdeverfahren das Bundesrecht.

§  218
II. Abgabepflicht

1 Abgabepflichtig sind die Erben. 1 Abgabepflichtig sind die Erben, im Fall von § 217 Absatz 2 die Empfänger.

2 Die Abgabepflicht besteht, wenn

a) der Erblasser seinen letzten Wohnsitz im Kanton hatte oder der Erbgang im 
Kanton eröffnet wurde;

b) solothurnische Grundstücke oder Rechte an solchen zum Rücklass gehören.

3 Im internationalen Verhältnis besteht die Abgabepflicht auch, wenn im Kanton 
gelegenes bewegliches Vermögen zum Rücklass gehört.

4 Der Abgabeanspruch entsteht im Zeitpunkt, in dem der Erbgang eröffnet wird.

10. Übergangsbestimmung zur Teilrevision 2016

§  287
Besteuerung nach dem Aufwand

1 Für natürliche Personen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung von §
20 nach dem Aufwand besteuert wurden, gilt während fünf Jahren weiterhin § 20 
des bisherigen Rechts.

II.
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Keine Fremdänderungen.

III.

Keine Fremdaufhebungen.

IV.

Die Änderungen treten am 1. Januar 2016 in Kraft.

[Ort]

Im Namen des Kantonsrates
 
Peter Brotschi
Kantonsratspräsident
Fritz Brechbühl
Ratssekretär

Dieser Beschluss unterliegt dem ... Referendum.


